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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 427/98
Datum 21.10.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 589/99
Datum 21.02.2001

3. Instanz

Datum -

I. Das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 21. Oktober 1999 wird aufgehoben
und die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 23. Oktober 1997 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. Mai 1998 abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vom
01.08.1997 bis 31.07.2000.

Die am â�¦1959 geborene KlÃ¤gerin hat keinen Beruf erlernt und war zuletzt ab
1990 als Raumpflegerin versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Aus einem
Heilverfahren in einer psychosomatischen Fachklinik ist sie im September 1996 mit
untervollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen entlassen worden. Wegen Verlusts
beider EierstÃ¶cke, depressivem Syndroms, Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule und Harninkontinenz betrÃ¤gt der GdB nach dem
Schwerbehindertengesetz 30 v.H â�¦ Die Beklagte gewÃ¤hrte ihr vom 14.09. 1994
bis 31.03.1997 ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente. Der WeitergewÃ¤hrungsantrag wurde
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am 14.03.1997 aufgrund eines Gutachtens von Dr.K â�¦, einem Facharzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie, abgelehnt, weil dieser in seinem Gutachten vom
06.03.1997 eine Besserung und vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen festgestellt
hatte.

Am 27.08.1997 beantragte die KlÃ¤gerin erneut Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Nach ambulanter Untersuchung hielt die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Psychiatrie Dr.W â�¦ in ihrem Gutachten vom 26.09.1997 leichte TÃ¤tigkeiten ohne
besonderen Zeitdruck, ohne Schichtdienst, ohne besondere Anforderungen an die
seelische Belastbarkeit und Verantwortung fÃ¼r vollschichtig zumutbar.

Im Widerspruchsverfahren gegen den rentenablehnenden Bescheid vom 23.10.1997
machte die KlÃ¤gerin eine Verschlimmerung der Unterleibsbeschwerden,
Kopfschmerzen, Blasenbeschwerden, sozialmedizinischen Stellungnahme wies die
Beklagte den Widerspruch am 12.05.1998 zurÃ¼ck.

Mit ihrer Klage vom 04.06.1998 verfolgte die KlÃ¤gerin ihren Anspruch auf Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit weiter. Das Sozialgericht veranlasste eine ambulante
Untersuchung durch den Neurologen und Psychiater Dr.G â�¦, die eine Besserung
der StimmungsstÃ¶rung gegenÃ¼ber 1996 ergab. Im Gutachten vom 31.07. 1998
heiÃ�t es weiter, die KlÃ¤gerin sei durch Adipositas, Hypertonie und verfestigte
depressive StÃ¶rung behindert, so dass 2 bis 4 Stunden tÃ¤glich leichte
TÃ¤tigkeiten ohne Zeitdruck und KÃ¤lte zumutbar seien. In seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 05.11.1998 begrÃ¼ndete er die quantitative
Leistungsminderung mit dem Verweis auf den HV-Entlassungsbericht von 1996 und
die Gesamtheit der Erkrankungen.

Nach einem stationÃ¤ren Aufenthalt der KlÃ¤gerin vom 07. bis 18.09.1998
diagnostizierte Dr.B â�¦, Chefarzt der Psychiatrie Bezirkskrankenhaus GÃ¼nzburg,
eine leichte depressive Reaktion und Fieber unklarer Genese mit abdominellen
Schmerzen sowie Hypertonie. Seines Erachtens ist der Schwerpunkt der
GesundheitsstÃ¶rungen auf internistischem, nicht psychiatrischem Fachgebiet.
Daraufhin wurde Dr.S â�¦, Chefarzt im Kreiskrankenhaus Ã� â�¦, mit einer
internistischen Begutachtung beauftragt. Der SachverstÃ¤ndige sah eine
BeeintrÃ¤chtigung in der erheblichen Fettsucht, Harninkontinenz, Hypertonie,
Fettleber und unklaren FieberschÃ¼ben und bejahte eine zeitliche EinschrÃ¤nkung
des LeistungsvermÃ¶gens auf sechs Stunden seit 23.10.1998, wenn die depressive
Symptomatik mit Somatisierungstendenz und Fettsucht nicht gebessert werden
kÃ¶nne.

DemgegenÃ¼ber wandte Dr.Sch â�¦ von Beklagtenseite ein, mangels Atemnot bei
geringen kÃ¶rperlichen Belastungen und wegen der Beherrschbarkeit des
Bluthochdrucks sei die Beurteilung Dr.G â�¦ nicht Ã¼berzeugend. FieberschÃ¼be
seien nie objektiviert worden und die qualitativen und quantitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen Dr.S â�¦ seien nicht nachvollziehbar. Im Auftrag des
Gerichts erstellte Dr.G â�¦ am 20.05.1999 ein weiteres Gutachten nach Aktenlage.
Darin schreibt er, die psychische StÃ¶rung sei in erster Linie fÃ¼r die
EinschrÃ¤nkung der zeitlichen LeistungsfÃ¤higkeit verantwortlich. Dr.W â�¦ hielt
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das Gutachten Dr.G â�¦ wegen insuffizienter Eigenanamnese,
Behandlungsanamnese und Arbeitsanamnese fÃ¼r mangelhaft. Da der
psychopathologische Befund dÃ¼rftig sei, kÃ¶nne die zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung nicht nachvollzogen werden; es liege keine schwere
seelische StÃ¶rung vor, kein Leidensdruck und es werde keine Therapie
durchgefÃ¼hrt. Das Sozialgericht Augsburg verurteilte die Beklagte am 21.10.1999
zur GewÃ¤hrung von ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente vom 01.08.1997 bis 31.07.2000
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit seit Abschluss des Reha- Verfahrens am 13.09.1994
und stÃ¼tzte sich dabei auf die Gutachten der Dres. Seiler und Grondinger.

Gegen das am 29.10.1999 zugestellte Urteil legte die Beklagte am 26.11.1999
unter Bezugnahme auf die umfangreiche sozialmedizinische Stellungnahme im
Klageverfahren Berufung ein. Im Auftrag des Senats erstellte die NervenÃ¤rztin Dr.P
â�¦ am 24.10.2000 nach ambulanter Untersuchung ein Gutachten. Darin bejaht die
SachverstÃ¤ndige eine seit Rentenantragstellung bestehende Dysthymie und
ausgeprÃ¤gte psychosomatische Symptombildung in Form von EssstÃ¶rungen und
SomatisierungsstÃ¶rung bei Ã¼berwiegend depressiv selbstunsicherer
PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit. Mit Dr.W â�¦ stimmte sie in der Kritik des Gutachtens an
Dr.G â�¦ Ã¼berein. Als LeistungseinschrÃ¤nkungen nannte sie das Verbot
kÃ¶rperlich schwerer und Ã¼berwiegend mittelschwerer Arbeiten, von hÃ¤ufigem
BÃ¼cken und schwerem Heben und Tragen. Es kÃ¶nnten keine besonderen
Anforderungen an Ausdauer, nervliche Belastbarkeit, Stresstoleranz und
Leistungsmotivation gestellt werden. Ausgeschlossen seien Arbeiten unter
Zeitdruck, Akkord- oder FlieÃ�bandbedingungen, TÃ¤tigkeiten auf Treppen, Leitern
und GerÃ¼sten und solche unter ausgeprÃ¤gter KÃ¤lte, Hitze, starken
Temperaturschwankungen, Zugluft und NÃ¤sse. Aus nervenÃ¤rztlicher Sicht seien
TÃ¤tigkeiten als Kontrolleurin, aber auch als Kassiererin in einem kleinen Hallenbad
vollschichtig zumutbar. Ambulante BehandlungsmaÃ�nahmen seien nicht
ausgeschÃ¶pft, auÃ�erdem sollten Wiedereingliederungshilfen gewÃ¤hrt werden.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 21.10.1999
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt die ZurÃ¼ckweisung der Berufung.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der
Schwerbehindertenakten, der Akten des Sozialgerichts Augsburg sowie die
Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 21.10.1999 kann keinen
Bestand haben. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 01.08.1997 bis 31.07.2000.

Zutreffend hat die Beklagte im Bescheid vom 23.10.1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.05.1998 eine RentengewÃ¤hrung abgelehnt.
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ErwerbsunfÃ¤hig ist ein Versicherter, der wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande ist, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt;
erwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei
ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44 Abs.2 Satz 1
und Satz 2 Ziff.2 i.d.F. vom 8. Mai 1996 bis 31. MÃ¤rz 1999). Das
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin war im streitigen Zeitraum vom 01.08.1997 bis
31.07.2000 gemindert. Es war jedoch nicht soweit eingeschrÃ¤nkt, dass ihr keine
vollschichtige Arbeitsleistung mehr zumutbar gewesen wÃ¤re.

Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt sich das Gericht auf das Ã¼berzeugende und
ausfÃ¼hrliche Gutachten der gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen, die die
zahlreich vorhandenen Vorbefunde sorgfÃ¤ltig gewÃ¼rdigt und ihre Beurteilung
schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet hat. Aufgrund ihrer langjÃ¤hrigen TÃ¤tigkeit als
SachverstÃ¤ndige im Bereich der Bayerischen Sozialgerichtsbarkeit verfÃ¼gt sie
sowohl Ã¼ber die erforderlichen Kenntnisse als auch Ã¼ber die praktische
Erfahrung, um sÃ¤mtliche hier in Betracht kommenden gesundheitlichen
StÃ¶rungen medizinisch zutreffend einzuordnen und ihre Auswirkungen auf die
EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin im allgemeinen Erwerbsleben sachgerecht zu
beurteilen. Mit ihrer Beurteilung befindet sie sich in Ã�bereinstimmung mit den von
der Beklagten gehÃ¶rten Sozialmedizinern bzw. FachÃ¤rzten Dr.W â�¦, Dr.Sch â�¦
und Dr.K â�¦ Insbesondere die FachÃ¤rzte Wahlenmayer-Krauss und Katzenmeier
haben die KlÃ¤gerin im maÃ�geblichen Zeitraum ebenfalls persÃ¶nlich untersucht
und ihre EinschÃ¤tzung der LeistungsfÃ¤higkeit schlÃ¼ssig begrÃ¼ndet. Wenn
demgegenÃ¼ber der ebenfalls als unabhÃ¤ngiger Gerichtsgutachter fungierende
Dr.G â�¦ seine abweichende Ansicht zur zeitlichen LeistungsfÃ¤higkeit wiederholt
bekrÃ¤ftigt, so ist dessen AusfÃ¼hrungen aus verschiedenen GrÃ¼nden ein
geringerer Beweiswert zuzumessen. Insbesondere wurden von Dr.G â�¦ wesentliche
anamnestische Kriterien, die zur Beurteilung der Konsequenzen subjektiv erlebter
Schmerzen und psychischer StÃ¶rungen notwendig sind und einen Ã�berblick
Ã¼ber den tÃ¤glichen Aktionsradius ermÃ¶glichen, nicht erhoben. So fehlt eine
suffiziente Eigenanamnese mit der AbhÃ¤ngigkeit geklagter Beschwerden von
Ã¤uÃ�eren und inneren Bedingungen, eine suffiziente Behandlungsanamnese und
die gerade bei psychischen Erkankungen notwendige AusfÃ¼hrlichkeit bei der
sozialen Anamnese. Wenn sich Dr.G â�¦ schlieÃ�lich wiederholt auf die Feststellung
zurÃ¼ckzieht, dass nicht die psychische Erkrankung fÃ¼r sich genommen, sondern
die Gesamtheit der StÃ¶rungen die LeistungseinschÃ¤tzung begrÃ¼ndet, wie dies
in der Folge auch Dr.S â�¦ getan hat, so ist dies deshalb nicht Ã¼berzeugend, weil
keine sonstigen schwerwiegenden Erkrankungen bestehen. Dies kommt auch im
anerkannten GdB von 30 v.H. zum Ausdruck. Die psychische Erkrankung wird
schlieÃ�lich auch vom Chefarzt der Psychiatrie im Bezirkskrankenhaus GÃ¼nzburg
nach 10-tÃ¤giger stationÃ¤rer Beobachtung dort als leichtgradig eingestuft. Damit
wurde auch die zuvor von der behandelnden AllgemeinÃ¤rztin geÃ¤uÃ�erte
Tendenz einer Leidensverschlimmerung widerlegt. Die KlÃ¤gerin stand unter
keinem so ausgeprÃ¤gten Leidensdruck, dass sie die zunÃ¤chst eingeleiteten
ambulanten TherapiemaÃ�nahmen konsequent durchgefÃ¼hrt hÃ¤tte. Diese
Gesichtspunkte zusammen mit dem von Frau Dr.P â�¦ erhobenen Befund lassen die
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Leistungsbeurteilung Dr.G â�¦ und Dr.S â�¦ nicht nachvollziehbar erscheinen.

Die psycho-pathologischen AuffÃ¤lligkeiten waren als mÃ¤Ã�ig einzustufen. Zu
nennen ist hier die EinschrÃ¤nkung der MerkfÃ¤higkeit, wohingegen sonstige
mnestische StÃ¶rungen nicht zu verzeichnen waren. Das Denken war formal
geordnet und inhaltlich ganz auf die subjektiv erlebte Kraftminderung,
InsuffizienzgefÃ¼hle, Versagens- und KrebsÃ¤ngste eineengt. WÃ¤hrend die
Stimmung zeitweilig gedrÃ¼ckt und etwas labil war, waren Antrieb, Psychomotorik
und soziales Kontaktverhalten vÃ¶llig ungestÃ¶rt.

Aus den Vorbefunden und der aktuellen Symptomatik ergab sich die Diagnose einer
Dysthymie und ausgeprÃ¤gten psychosomatischen Symptombildung in Form von
EssstÃ¶rungen und SomatisierungsstÃ¶rung bei Ã¼berwiegend depressiv
selbstunsicherer PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit. Eine Dysthymie erfÃ¼llt nicht die Kriterien
einer leichteren oder gar schwerergradigen depressiven Episode. Wie es der groÃ�e
soziale Aktionsradius beweist, ist die Belastbarkeit der KlÃ¤gerin deswegen nicht
erheblich eingeengt. Neben der diskreten depressiven Verstimmung steht die
ausgeprÃ¤gte psychosomatische Symptombildung auf dem Boden einer
neurotischen PrimÃ¤rstruktur im Vordergrund. Seit der gynÃ¤kologischen Operation
im Sommer 1993 konnte die KlÃ¤gerin ihre bis dahin ungelebten WÃ¼nsche nach
Zuwendung und Versorgtwerden in ihrer Rolle als Kranke endlich verwirklichen. Die
wiederkehrenden FieberschÃ¼be, fÃ¼r die sich bis heute kein organisches Korrelat
finden lieÃ� und deren Nachweis bislang nicht gelungen ist, und die Angst, eine
schwere kÃ¶rperliche Erkrankung zu haben, dienen der KlÃ¤gerin als ErklÃ¤rung
fÃ¼r ihre Kraftlosigkeit und ihren RÃ¼ckzug von Ã¤uÃ�eren Anforderungen. Die
neurotische PrimÃ¤rstruktur zeigt sich auÃ�erdem in einer massiven EssstÃ¶rung,
die zu einer Adipositas permagna fÃ¼hrte.

Unstreitig leidet die KlÃ¤gerin neben der Erkrankung auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet an Bluthochdruck und Harninkontinenz 1. Grades. VerstÃ¤rkt werden
diese Krankheiten durch die erhebliche Adipositas, die fÃ¼r sich genommen bereits
eine deutliche LeistungseinschrÃ¤nkung bewirkt.

Der KlÃ¤gerin sind nur noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne hÃ¤ufiges
BÃ¼cken und ohne der Notwendigkeit auf Treppen, Leitern und GerÃ¼sten arbeiten
zu mÃ¼ssen, zumutbar. Auch sollten TÃ¤tigkeiten unter Einwirkung von
ausgeprÃ¤gter KÃ¤lte, Hitze und starken Temperaturschwankungen, Zugluft und
NÃ¤sse vermieden werden. Durch die subjektiv erlebte Minderung der allgemeinen
Belastbarkeit sind Ausdauer, nervliche Belastbarkeit, Stresstoleranz und
Leistungsmotivation mÃ¤Ã�ig eingeschrÃ¤nkt. Der KlÃ¤gerin sind daher keine
Arbeiten unter Zeitdruck wie Akkord- oder FlieÃ�bandarbeit mehr zumutbar.
Entscheidend ist, dass Verantwortungsbewusstsein, Auffassungsgabe,
ReaktionsvermÃ¶gen, Findigkeit, SelbstÃ¤ndigkeit des Denkens und Handelns und
Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit durch keine Krankheit eingeschrÃ¤nkt sind.
Dies ist deshalb entscheidend, weil die KlÃ¤gerin ihre zuletzt ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als Raumpflegerin angesichts der LeistungseinschrÃ¤nkungen sicher
nicht mehr ausÃ¼ben kann. Im Positiven kann die KlÃ¤gerin aber noch leichte (bis
zeitweilig mittelschwere) und ruhige Arbeiten in temperierten RÃ¤umen, zu ebener
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Erde vollschichtig verrichten. Damit ist sie in der Lage, eine Vielzahl von
TÃ¤tigkeiten zu verrichten, wie sie Ã¼blicherweise von ungelernten Arbeitern
gefordert werden. Angesichts der erhaltenen FunktionsfÃ¤higkeit der ExtremitÃ¤ten
und von Seh- und HÃ¶rvermÃ¶gen erscheinen Verrichtungen wie Zureichen,
Abnehmen, Transportieren, Verpacken, Aufsicht und Kontrolle mÃ¶glich. Die von
der SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r zumutbar erachteten TÃ¤tigkeiten wie die einer
Kontrolleurin oder auch Kassiererin in einem kleinen Hallenbad unterstreichen diese
Beurteilung.

Nachdem zusÃ¤tzliche Arbeitspausen nicht erforderlich sind, ist eine
BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin zu betriebsÃ¼blichen Bedingungen mÃ¶glich.

Dem Umstand, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber sieben Jahre keiner geregelten
ErwerbstÃ¤tigkeit nachgegangen ist, kann mit Wiedereingliederungshilfen z.B. in
Form einer praxisorientierten ReintregationsmaÃ�nahme begegnet werden.
Dadurch kÃ¶nnte die KlÃ¤gerin langsam wieder an eine Arbeitsbelastung gewÃ¶hnt
werden. Jedenfalls stellen Schwierigkeiten bei der Wiedereingliederung keinen
Grund fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung dar.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 13.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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